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Wirtschaftsreformen in der DDR 

Möglichkeiten, Zwänge, 
Perspektiven 

In welche Richtung die Wirtschaft 
der DDR sich entwickeln wird, wie 
tief die derzeit erkennbaren Reform­
bemühungen greifen und welche 
Auswirkungen die jüngsten Abkom­
men zwischen beiden deutschen 
Staaten über wissenschaftlich-tech­
nische Zusammenarbeit, Reaktorsi­
cherheit und Umweltschutz haben 
werden, ist für die Bundesrepublik 
von großem Interesse. Hier werden 
beträchtliche Erwartungen an die 
Ausweitung des Handels, an indu­
strielle Kooperation, insbesondere 
nach dem joint venture-Modell, und 
an die Anläufe zu betrieblicher Zu­
sammenarbeit geknüpft. 

Dennoch läßt sich die Frage nach der 
künftigen Kursbestimmung der Wirt­
schaft im anderen Teil Deutschlands 
nicht eindeutig beantworten. Sie 
hängt nicht in erster Linie von den 
Gesetzen ökonomischer Rationalität 
ab. Vielmehr gilt für die DDR nicht 
anders als für die Bundesrepublik 
auch: Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung eines Landes sind 
eng aufeinander bezogen und bedin­
gen einander. Eine dezentrale, im 
wesentlichen auf Markt und Wettbe­
werb aufgebaute Wirtschaft wie die 
der Bundesrepublik, setzt als politi­
schen Ordnungsrahmen eine parla­
mentarische Demokratie und die 
Verfassung einer freiheitlich-mündi­
gen Gesellschaft voraus. Eine zentral 
gesteuerte Wirtschaft, wie die der 
DDR hingegen, basiert auf einer Ge­
sellschaftsordnung, in der Freiräume 
des einzelnen eingeschränkt und die 
Bürger im täglichen Leben in einem 
beträchtlichen Umfang Bevormun­
dung und Zwang durch Partei und 
Staat ausgesetzt sind. 

Will also die DDR ihre Wirtschaft mit 
Hilfe dezentraler Lenkungsinstru­
mente stärken, wird sie nicht umhin 
können, auch an ihrem Gesell­
schaftssystem Umbauten vorzuneh­

men. In dieser Verknüpfung von öko­
nomischen und politischen Refor­
men liegt die ganze Brisanz des so­
zialistischen Reformdramas, das ge­
genwärtig in den meisten Ländern 
des Ostblocks zu beobachten ist. Für 
die Einschätzung seiner Erfolgsbe­
strebungen spielen die Reformbe­
mühungen der ideologisch, politisch 
und wirtschaftlich bestimmenden 
Führungsmacht Sowjetunion natur­
gemäß eine besondere Rolle. 

Initiator Sowjetunion 

In ihrer gegenwärtigen Verfassung 
ist es der sowjetischen Wirtschaft 
kaum noch möglich, ihre Arbeitspro­
duktivität zu steigern und weiteres 
Produktionswachstum zu erzielen. 
Das dazu bislang praktizierte System 
zentraler Anordnungen an die Pia-
nungs- und Wirtschaftsbürokratie ist 
insoweit gescheitert. 

Um wirtschaftlich beweglicher zu 
werden und das von Gorbatschow 
noch kürzlich beschworene „Vorkri­
senstadium" der Sowjetunion über­
winden zu können, muß deshalb vor 
allem die zentrale Anordnungsbe­
fugnis auf dezentrale Entscheidungs­
und Verantwortungsebenen verla­
gert werden. Das kann jedoch nur 
dann mit Aussicht auf Erfolg gesche­
hen, wenn auf allen Ebenen der Wirt­
schaft ein ganz persönliches Inter­
esse der Menschen an qualitativer 
und quantitativer Verbesserung ge­
weckt wird. 

Das eigentlich Neue an der von Par­
teiapparat und Wirtschaftsbürokratie 
argwöhnisch beobachteten Innenpo­
litik Gorbatschows besteht darin: Sie 
nimmt diese Erkenntnis offenbar 
ernst und sucht die beabsichtigten 
ökonomischen Reformen (siehe Ka­
sten) durch politische Lockerungen 
in bisher nicht gekanntem Umfang 
abzusichern. Vor diesem Hinter­
grund sind manche der erkennbaren 
Elemente von „Perestrojka" und 

„Glasnost" nichts anderes als der 
Versuch, das unerläßliche Umfeld 
für die Heranbildung wirtschaftlich 
denkender und handelnder Bürger 
zu schaffen. Dazu gehören unter an­
derem die Tendenzen zu einem flexi­
bleren Wahlsystem und zu mehr in­
dividueller Rechtssicherheit, die 
Möglichkeiten einer offeneren Kritik 
an den gesellschaftlichen Zustän­
den, die bessere Versorgung und 
eine größere kulturelle Öffnung des 
Landes. 

Aus den Reformvorstellungen für 
die sowjetische Wirtschaft 

• Mehr wirtschaftliche Beweg­
lichkeit innerhalb staatlicher 
Rahmenplanung. 

• Gewinn als ökonomisches Ef­
fektivitätskriterium. 

• Steuern als Moment indirekter 
Planung. 

• Aushandeln von Preisen auf 
der Grundlage von Angebot 
und Nachfrage. 

• Bestimmung der Löhne in den 
Unternehmen. 

• Eigenverantwortliche Planung 
der Investitionen auf betrieb­
licher Ebene. 

• Gemischtwirtschaftliche Betrie­
be mit westlicher Beteiligung 
bis zu 49%. 

• Großhandel als Partner der In­
dustrie. 

• Aber: Kontrolle durch Partei 
und Staat bleibt ausdrücklich 
gesetzlich verankert. 

Sicher weisen einige der beabsich­
tigten Neuregelungen für den Über­
gang von den bisher praktizierten 
administrativen zu mehr ökonomi­
schen Methoden eher psycholo­
gisch-propagandistische Züge auf -
wie die in Aussicht gestellte Schlie­
ßung unrentabler Betriebe oder die 
Wahl sämtlicher betrieblicher Vorge­
setzter. Doch wie immer sich Preis-
und Finanzierungssystem, Leitungs­
strukturen und Managementmodelle 
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im einzelnen entwickeln: Es ist vor 
allem die Verknüpfung von wirt­
schaftlichen mit politischen Reform­
maßnahmen, die den derzeit einge­
schlagenen Weg der sowjetischen 
Führung auch und sogar besonders 
für die Bürger anderer Ostblockstaa­
ten so vielversprechend erscheinen 
läßt. 

Ausstrahlung auf die DDR? 

Für den Bereich der DDR ist 
allerdings festzuhalten: Einige der in 
der Sowjetunion angestrebten wirt­
schaftlichen Veränderungen sind 
dort bereits Realität: 
- Es gibt Privateigentum in Kleinge­

werbe, Handwerk, Handel und bei 
bestimmten Dienstleistungen. 
Heute zählen mehr als 80000 pri­
vate Handwerksbetriebe insge­
samt rund 423000 Beschäftigte. 
Mit ihrer vor zehn Jahren eingelei­
teten Förderungspolitik gelang es 
der DDR-Führung, den Schrump­
fungsprozeß der Privatbetriebe zu 
verlangsamen (siehe Tabelle). 

- Das betriebliche Rechnungswesen 
(„Wirtschaftliche Rechnungsfüh­
rung" und „Selbstfinanzierung") 
ist in der DDR ausgebaut; der 
Schichtbetrieb hat sich durchge­
setzt. 

- Die Unternehmensform des Kom­
binats, so wie sie in der DDR prak­
tiziert wird, steht sogar für die so­
wjetische Reform Pate. 

Dennoch wird auch die DDR ange­
sichts des Gesamtzustands ihrer 
Wirtschaft nicht umhin können, um­
fassende und gründliche Reformen 
einzuleiten. Weniger der Sog der so­
wjetischen Maßnahmen, der inso­
weit allerdings hilfreich sein dürfte, 
als die eigenen ökonomischen Sach-
zwänge machen das erforderlich. 

Ökonomische und politische 
Zwänge für die DDR 

Die DDR ist das von der Sowjetunion 
politisch am stärksten abhängige 
Land. Ihre ökonomische Lage und 
ihre wirtschaftlichen Aussichten sind 

Anteile der Eigentumsformen an der Nettoproduktion in % 

Art der Betriebe 

Sozialistische 

Kommissionsvertrag 
staatl. Beteil. I l 

Private 

56,8 

43,2 

85,9 

8,6 

5,5-

95,9 

3,4 

96,5 

1950 1970 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1984 

1975 

-2 ,9 -

1980 

96,6 

-2 ,8 -

1983 

96,5 

-2 ,9 - " 

1984 

Die Nettoverschuldu ng der DDR in 

Quelle: 

6,76 
8,63 

10,15 
11,14 

Milliarden US $ 

11,67 
10,31 

8,69 
6,71 

1977 78 79 '80 '81 '82 '83 '84 

Materialien zum Bericht zur Lage der Nation im geteilten Deutschland 1987 

7,30 

'85 

9,00 

'86 
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unter den gegebenen Umständen 
nicht so glänzend, wie es propagan­
distisch dargestellt w i rd : 

- Der technologische Rückstand ge­
genüber den westl ichen Industrie­
staaten ist beträchtl ich, der Mo­
dernisierungsbedarf entspre­
chend groß. Der Abstand zur Ent­
wicklung der Produktivität in der 
Bundesrepublik vergrößert sich in 
vielen Bereichen immer mehr. 

- Aufgrund der außenwirtschaft l i ­
chen Verpfl ichtungen der DDR sta-

» gnierte in den letzten Jahren die 
Versorgung der Bevölkerung mit 
Konsumgütern. Die Nettover­
schuldung nahm wieder zu (siehe 
Schaubild). 

- Sämtl iche Produkte, mit denen die 
DDR westl iche Industriestaaten, 
insbesondere die Bundesrepublik, 
beliefert, könnten auch von den 
anderen Staaten, vor al lem von 
den Schwel lenländern, geliefert 
werden. 

- Die Sowjetunion benötigt für ihre 
Reformen Geld und ökonomische 
Hilfe. In ihren Augen ist die DDR 
von allen sozialistischen Ländern 
dazu am besten in der Lage. Deren 
Möglichkeiten zum Erwerb dr in­
gend benötigter Devisen werden 
dadurch weiter eingeschränkt. 

j - Die DDR steht unter innen- und 
W außenpol i t ischem Druck zur Ein­

führung und Verbesserung ihrer 
Umwel tschutzmaßnahmen; damit 
kommen ungewöhnl ich hohe Ko­
sten auf das System zu (siehe Ta­
belle). 

Andererseits ist es der DDR-Führung 
nicht mehr mögl ich, wirkl iche öko­
nomische Verbesserungen noch auf 
dem im letzten Jahrzehnt einge­
schlagenen Weg zu erreichen. Sie 
steht insoweit jedenfalls vor dem 
gleichen Grundproblem wie die So­
wjetunion und die übrigen Länder 
des Ostblocks: Das vorhandene An­
reiz- und Kontrol lsystem reicht nicht 
mehr aus, die Produktion zu s t imu­
lieren. Vor allem die entscheidenden 
wissenschaft l ich-technischen Inno­
vat ionen lassen sich immer weniger 
durch bürokratische Anweisungen 
herbeiführen. Zwar hat die DDR in 
den letzten Jahren ihre Wirtschafts-

Schwefeldioxid- und Stickstoffoxid-Emissionen 
in der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 1982 

in 1000 t 

Kraftwerke/Heizwerke 

Industrie 

Haushalte/Kleinverbraucher 

Verkehr 

Schwefeldioxid 
BRD 

1,860 

750 

280 

110 

DDR 

2,911 

1,064 

950 

18 

Stickstoffoxid 
BRD DDR 

860 279 

430 157 

110 38 

1,700 96 

Insgesamt 3,000 4,943 3,100 570 

Menge je 

- q k m i n t 12,1 45,6 12,5 5,3 

- Einwohner in kg 48,7 296,0 50,3 34,1 

Quelle: Dritter Immissionsschutzbericht der Bundesregierung 25.2 1984. Berechnungen des DIW 

lenkung weiter zentralisiert und da­
für auch die Lenkungsinstrumente 
verbessert. So wurde insbesondere 
das System der ökonomischen 
Kennziffern verfeinert, mit deren Hil­
fe die Produktion der Kombinate ver­
glichen und ein Netz von Orientie­
rungsdaten für die Betriebe und 
Kombinate erstellt werden kann. 
Doch gerade einige der Maßnahmen 
der letzten Jahre - wie die Förderung 
von „Schlüssel technologien" und 
die Forcierung von Investit ionen und 
Materialeinsparungen - haben be­
wiesen, daß auf dem bislang einge­
schlagenen Weg nachhaltige Verbes­
serungen kaum noch zu erreichen 
sind. 

Gesellschaftspolitische 
Rahmenbedingungen ökonomischer 
Veränderungen in der DDR 

Bei der gegenwärt igen Machtkon­
stellation muß davon ausgegangen 
werden : Politische und gesellschaft­
liche Veränderungen werden von der 
Staats- und Parteiführung der DDR 
nur insoweit vo rgenommen oder zu­
gelassen, als sie letztlich das vorhan­
dene Herrschaftssystem stützen und 
sichern. Nicht anders handelt, auch 
heute, die Sowjet führung. Das be­
deutet: Die Macht der kleinen Füh­
rungsspitze in Partei-, Staats- und Si­
cherheitsapparat w i rd im wesent l i ­
chen unangetastet bleiben. Auch 
w i rd der größte Teil der Wirtschaft 

Bisherige Wirtschaftsreformen in 
der DDR 

• 1952-55: ökonomisch-operat i ­
ve Selbständigkeit der staatli­
chen Betriebe; Vertragssystem 
zur Ergänzung der zentralen 
Planung. 

• 1963-70: Verlagerung der Ein­
zelplanung auf Industriezweig­
ebene; Nettogewinn als Ziel­
max ime; verstärkte Einführung 
monetärer Größen als Effektivi­
tätskriterien. 

• 1971: Erneute Zentralisierung 
und Bildung von rund 130 
Kombinaten, die den Hauptteil 
der Produktion umfassen; Aus­
bau der Bilanzierung in der Pla­
nung; zahlreiche Preisverände­
rungen. 

• 1983: Einführung eines verfei­
nerten Kennziffernsystems; 
weitere Preis- und Lohnre­
formen. 

wei terhin in Staatsbesitz und damit 
dem direkten Einfluß der Führungs­
spitze und ihrer staatlichen Planung 
unterworfen bleiben. Die dominie­
rende Rolle der kommunist ischen 
Partei w i rd nicht aufgehoben wer­
den, und ebensowenig werden 
grundlegende demokratische Verän­
derungen durchgeführt . Es w i rd ver­
sucht werden, die ideologische Legi­
t imat ion des Systems weiter auf­
rechtzuerhalten. Dies ist für die DDR-
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Vereinfachte Leitungsstruktur der Volkswirtschaft der DDR 

Präsidium des Ministerräte» 
Akademie der 
Wissenschaften 

Rit des Bezirkes 

weitere Ministerien 

Land . Font und 
Nahjungsguter-
wirtschaft 

Verkehrswesen 

Post und 
Fernmeldewesen 

Handel und Versorgung 

Hochschulwesen 

Ministerium 
fur Bauwesen 

Bezirksplan 
Kommission 

r Bezirks 
wirtschaftsrate I 

Bezirksgeleitete 
Kombinate 

VEB(bezirks 
geleitete Betriebe) 

Bezirksbauamter 

Bezirksgelene'e 
Baukombinate 
VE Baubetriebe 

VEB (bezirks­
geleitete Betriebe) 

L j 
Veriorgungjwi rt scha f t. 
Dienstleistung und 
Reparatur PCH und 
privates Handwerk 

lertunnterien 

Kohle und 
Energie 

Erzbergbau 
Metallurgie 
und Kali 

Chemische 
Industrie 

Schwermaschinen -
und Anlagenbau 

Glas und Keramik \-

Bezirksgeleitete 
und Lebensmittel­
industrie 

Elektrotechnik/ 
Elektronik 

Allgemeiner 
Maschinenbau. 
Landmaschinen-
und Fahrzeugbai 

Werkzeug- und 
Verarbeitungs­
maschinenbau 

VE Baukombinate 

Kreisplan 
kommissior 

t k 

Rat des Kreises 

Betriebe der örtlichen 
Vertorgungswirt schaft, 
Dienstleistung und 
Reparatur. PGH und 
privates Handwerk 

Ministerium 
fur Wisaenschaft 
und Technik 

Amt fui Standar 
disierung MetV 
-even und 
Warenprüfung 

Amt fur Erfindung» 
und Patentwesen 

Amt fur industrielle 
Formgestaltung 

Induit n« Kombinate 

VEB 
(Kombinatsbetriebe) 

Ministerien und 
andere zentrale 

Quersch! 
aufgaber 

der Finanzen 

fur Material 
Wirtschaft 

Staatliche Zentral 
Verwaltung fur 
Statistik 

Staatssekretariat 
fur Arbeit und 
Lohne 

Staatssekretariat 
fur Berufsbildung 

Staatliches 
Vertragsgericht 

Ministerium fur 
Außenhandel 

Außenhandels 
betriebe 

Arbeiter­
und Bauern­
inspektion 

Staatsbank 
der DDR 

VEB: Volkseigener Betrieb 

Quelle: Bericht zur Lage der Nation im geteilten Deutschland 1987 

Führung schon deshalb notwendig , 
wei l es andernfalls gegenüber der 
Bundesrepublik kaum eine Rechtfer­
t igung für einen selbständigen Staat 
gäbe. 

Ökonomische Umgestaltung in der 
DDR 

Angesichts dieser Gegebenheiten -
des ökonomischen Sachzwangs auf 
der einen und der polit ischen Sy­
stembehauptung auf der anderen 
Seite - bleibt der SED-Führung nur 
die Möglichkeit der schmalen Grat­
wanderung hin zur Dezentralisie­
rung, mit deren Hilfe den einzelnen 
Wirtschaftseinheiten zunehmend 
Selbständigkeit eingeräumt w i rd . 

Es gibt hinreichend Anzeichen dafür, 
daß dieser Weg auch tatsächlich ein­
geschlagen und weiter begangen 

w i rd . In der Logik dieser Bewegung 
liegen folgende Maßnahmen: 

Lohn- und Preisveränderungen: 

Zunächst liegt ein Abbau der Preis­
aufschläge und Preissubventionen 
bei Konsumgütern nahe. Das würde 
Preis- und Aufwandsvergleiche so­
wie saisonal und konjunkturell be­
dingte Schwankungen der Preise er­
mögl ichen. Bodenpreise und Preise 
für Naturressourcen würden oben­
drein zu einem rationelleren Um­
gang mit diesen Gütern führen. 

Auf dem Einkommenssektor würde 
eine entschiedene Differenzierung 
der Löhne unter Berücksichtigung 
der berufl ichen Quali f ikation, der 
Verantwortungen und Anforderun­
gen wesentl ich zur Erhöhung der 
Leistungsbereitschaft beitragen. 

Konsequente Zulassung privater 
Betriebe: 

In Fortführung bisheriger Ansätze 
dürfte sich die Zulassung privater 
Klein- und Mittelbetr iebe von Gewer­
be, Landwirtschaft, Handel und im 
Dienstleistungsbereich verstärken. 
Die neuen Technologien bieten dafür 
günst ige Voraussetzungen. Der Be­
darf in der DDR ist vorhanden. Die 
Investit ionspolit ik müßte dafür ent­
sprechende Schwerpunkte setzen. 
Die Konkurrenz zu den Kombinaten 
wäre eine weitere erhoffte St imul ie­
rung. Auch eine außenwirtschaft l i ­
che Stärkung der DDR könnte damit 
einhergehen. 

Al lerdings müßte auch die Steuerge­
setzgebung grundlegend geändert 
werden, damit eine betriebswirt­
schaftliche Führung derartiger Un-
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Regionalstruktur der DDR-Außenhandels-Anteile in % 

Westliche andere 
Industrie- Sozialist. 

Länder Länder 

Einfuhr % 

UdSSR Jahre 

Ausfuhr % 

UdSSR 

Quelle: Materialien zum Bericht zur Lage der Nation im geteilten Deutschland 1987 

andere Westliche 
Sozialist. Industrie-
Länder Länder 

23,3 

20,1 

29,1 

28,4 

23,9 

30,9 

29,0 

28,9 

43,6 

47,5 

29,9 

31,0 

30,7 

26,5 

42,3 

33,9 

35,2 

40,4 

1956-60 

1961-65 

1966-70 

1971-75 

1976-80 

1981-82 

43,0 

44,7 

39,9 

36,6 

35,2 

36,2 

32,9 

32,2 

34,7 

36,1 

37,4 

28,7 

20,3 

18,9 

20,8 

23,2 

21,9 

29,3 

werden sie für ein anderes Niveau 
der Wirtschaftsentwicklung benötigt. 
Auch die Zinswirksamkeit der Kredi­
te müßte wiederhergestel l t werden. 

Der Außenhandel (siehe Bild) dürfte 
sich in einem al lmählichen Prozeß 
von der einseitigen Fixierung auf die 
Sowjetunion lösen, freil ich woh l nur, 
wenn und so wei t Wachstum und 
Handelsausdehnung mögl ich sind. 

ternehmen überhaupt erst möglich 
w i rd . 

Mögl ichkei ten zur eigenständigen 
Bewegung der Kombinate und 
Betriebe: 

Es ist nicht davon auszugehen, daß 
die DDR-Führung Form und Bedeu­
tung der Kombinate wesentl ich zu­
rückdrängen wi rd . Auch die generel­
le Veränderung des Al lokat ionsme-
chanismus ist ebensowenig in Sicht 
wie die Beschränkung auf eine nur 
grobe Rahmenplanung. 

Naheliegend sind jedoch flankieren­
de, ausbauende Maßnahmen zu der 
bisher schon erkennbaren Tendenz, 
den Wirtschaftseinheiten größere 
Beweglichkeit und damit die Mög­
lichkeit zur Kosteneinsparung einzu­
räumen. Die bis jetzt unternomme­
nen Schritte zu Lohneinsparungen 
scheiterten daran, daß es so gut wie 
unmögl ich war, Mitarbeiter zu ent­
lassen. Durch die Entwicklung der 
Ämter für Arbeit hat sich die DDR in 
den letzten Jahren dafür eine organi­
satorische Voraussetzung geschaffen. 

Entsprechende Regelungen zur f i ­
nanziellen Abstützung müßten erfol­

gen. Nur so würden Lohndifferenzie­
rungen überhaupt erst sinnvoll wer­
den. Weiterhin müßten dazu klare 
Steuerregelungen gehören, um das 
unübersichtl iche Gestrüpp von be­
trieblichen Abführungen an den 
Staat zu beseitigen. Der schon exi­
stierende Großhandel dürfte ausge­
baut und den Kombinaten ökono­
misch gleichgestellt, der Ex- und Im­
port in erhebl ichem Umfang von 
Wirtschaftseinheiten eigenverant­
wort l ich durchgeführt werden. 

Veränderungen im Geld- und 
Finanzsystem: 

Die Veränderungen, die in diesem 
sensitiven Bereich anstehen, werden 
breit gefächert sein müssen. Von den 
sich dabei abzeichnenden Entwick­
lungen seien nur einige genannt: 
Zum einen der Eintritt der DDR in 
den Internationalen Währungsfond 
(IWF) und in die Weltbank. Über bei­
des wi rd bereits seit Jahren unter 
Experten diskutiert. Aus der Staats­
bank dürften Branchenbanken aus­
gegliedert und Genossenschaftsban­
ken tei lprivatisiert werden. Derartige 
Strukturen waren in der Vergangen­
heit bereits einmal vorhanden, jetzt 

Fazit: 
• Die gegenwärt ig eingeleitete 

Politik der sowjetischen Füh­
rung, wirtschaft l iche und poli t i ­
sche Reformen miteinander zu 
verknüpfen, hat erkennbare 
Ausstrahlung auf die anderen 
Ostblockstaaten. 

• Die sowjetischen Reformmaß­
nahmen sind dennoch nur sehr 
begrenzt als Vorbild für die 
DDR geeignet. Bei ihr sind eini­
ge der in der Sowjetunion an­
gestrebten Veränderungen be­
reits Realität. 

• Um den Abstand in der Arbeits­
produktivi tät zum westl ichen 
Ausland nicht weiter zu vergrö­
ßern, muß aber auch die DDR 
ihr Lenkungssystem in Rich­
tung auf mehr Dezentralität re­
formieren. 

• Bei allen notwendigen Refor­
men gilt aber sowohl für die 
Sowjetunion wie für die DDR, 
daß wirtschaft l iche und poli t i ­
sche Veränderungen nur inso­
weit durchgeführt werden, als 
das Herrschaftssystem da­
durch nicht gefährdet w i rd . 
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Ausblick: 

Die hier skizzierten Veränderungen 
am Wirtschaftssystem erscheinen 
mögl ich und liegen in der inneren 
Logik der angebahnten Entwicklung. 
Zwingend und damit verläßlich pro­
gnostizierbar sind sie indes nicht. 
Dafür ist die gesamte Weiterentwick­
lung der DDR zu stark solchen Fakto­
ren unterworfen wie 

der Abhängigkeit von der Sowjet­
union, 

den block- und weltpol i t ischen 
Entwicklungen sowie 

den sozialpolit ischen Spannungen 
im Innern aufgrund der wirtschaft­
lichen Strukturverschiebungen. 

Vor allem aber ist noch schwer abzu­
schätzen, in welchem Umfang die 
auf bessere Information und größere 
Selbständigkeit des Einzelnen zielen­
den polit ischen Lockerungen einge­
führ t werden, ohne die alle ökonomi­
schen Reformen letztlich wirkungs­
los bleiben. 

Wissenschaftler und Techniker wer­
den kaum schöpferisch-innovativ tä­
t ig sein, wenn sie sich nicht umfas­
send und frei über ihre Fachgebiete, 
über kulturelle und polit ische Ent­
wicklungen im eigenen Land und in 
der übrigen Welt informieren kön­
nen. Gleiches trifft auf die Förderung 
von Privatbetrieben zu. Auch persön­
liche Rechtssicherheit und Loslö­
sung aus der perfektionierten Um­
klammerung durch den Staat zählen 
zu den Grundlagen eigenständiger 
Wirtschaftsentwicklung. Kein priva­
ter Eigentümer w i rd Kapital anlegen, 
wenn er nicht von seiner Rechtssi­
cherheit überzeugt werden kann. 

Wirtschaft l iche Umgestal tungen 
müssen also einhergehen mit Verän­
derungen der rechtlichen Regelun­
gen, der Informationspol i t ik, der Un­
abhängigkeit der Privatsphäre und 
mit Möglichkeiten ökonomischer 
Selbständigkeit. 

Ob und vor allem inwieweit die SED-
Führung Veränderungen herbeiführt, 
läßt sich nicht mit Best immtheit sa­
gen. Das hängt letztlich von ihrer 
Einschätzung der Auswirkungen a b -
ob sie glaubt, diese Entwicklung un­
ter Kontrolle halten zu können oder 
nicht. 

Daß schon der Ansatz zu einem De­
mokratisierungsprozeß Sprengkraft 
entfalten und zu einer potentiel len 
Gefahr für das System werden kann, 
liegt auf der Hand. Gerade die Ver­
bindung von ökonomischen und po­
litischen Bewegungen enthält Ele­
mente, die in ihrer Weiterentwick­
lung über den Sozialismus hinaus­
weisen. Sie basieren nicht mehr auf 
den Grundlagen des Systems. Darin 
besteht die Eigenart jeglicher sozio-
ökonomischen Entwicklung in den 
sozialistischen Ländern der Gegen­
wart . Darin liegt auch die Gefahr 
einer Legit imationskrise. Das soziali­
stische System der DDR legit imiert 
sich seinen Bürgern gegenüber 
durch den Anspruch, die überholte 
ökonomische und polit ische Ord­
nung der Bundesrepublik überwun­
den zu haben und mit ihrem System 
allein dem deutschen Volk die Zu­
kunft zu weisen. Die hier nachge­
zeichnete Entwicklung der DDR 
könnte diesen Anspruch zumindest 
stark abschwächen. 

Dieser Gefahr w i rd sich die SED-Füh­
rung bewußt sein. Sie dürfte deshalb 
darauf setzen, diesen ökonomischen 

und geistigen Prozeß zu beherrschen 
und das sozialistische System zu ver­
bessern und zu stärken. Es entspricht 
der Dialektik dieser Situat ion, daß 
die DDR auf längere Zeit am Kern 
ihres polit isch-gesellschaftl ichen Sy­
stems festhalten muß, um wir t ­
schaftl iche Reformen einleiten zu 
können. Die oft genannten beiden 
Pole des Lebensgesetzes der DDR -
soviel Öffnung wie mögl ich und so­
viel Abgrenzung wie nötig - ge l ter t f fc 
nicht nur außen-, sondern auch in­
nen- w ie wirtschaftspol i t isch. Das 
macht zugleich deutl ich, wie schmal 
der Grat für diese Reformen ist, wie­
viel langer A tem für diesen Weg er­
forderl ich ist und wieviel Einsicht in 
die Zusammenhänge aufgebracht 
werden muß - auch auf seiten der 
Bundesrepublik. 

Es kann der polit ischen Öffentlichkeit 
der Bundesrepublik schon deshalb 
nicht daran gelegen sein, daß in der 
DDR polit ische Instabilität, ökonomi­
sche Krisen und unzumutbare Le­
bensbedingungen herrschen. Der 
Einfluß von Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft der Bundesrepublik und 
die von hier aus mögl iche K l i m a J 
Steuerung müssen daher darauf ge-^ 
richtet sein, diejenigen ökonomi­
schen und polit ischen Veränderun­
gen in der DDR zu unterstützen, die 
innerhalb des Systemzusammen­
hangs des anderen Teils Deutsch­
lands sinnvol l sind und machbar er­
scheinen. Nur wenn erkannt w i rd , 
welche Möglichkeiten der DDR-Füh­
rung nach ihrem eigenen Selbstver­
ständnis zur Verfügung stehen und 
welche sie aus dieser Konstellation 
heraus ergreifen kann, vermag auch 
unsere polit ische und wirtschaft l iche 
Einf lußnahme in die richtige Rich­
tung zu wi rken. 
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